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Alleinerziehende. Mehr Krippen- und Ganztagsplätze würden Alleinerziehen-
den und ihren Kindern Entlastung und handfeste Vorteile verschaffen. Auch 
für den Staat und die Gesellschaft rentiert sich der Ausbau der Ganztagsbe-
treuung. 

wachsen. Fast 20 Prozent der Jungen 
und Mädchen leben bei nur einem 
Elternteil und knapp 9 Prozent in 
anderen Lebensgemeinschaften wie 
etwa Patchwork-Familien.

Die Ein-Eltern-Familie ist jedoch 
auf dem Vormarsch. Gab es 1996 
rund 1,3 Millionen Alleinerziehende 

in Deutschland, leben heute bereits 
etwa 1,6 Millionen Frauen oder 
Männer allein mit ihren minderjäh-
rigen Kindern – wobei in neun von 
zehn Fällen die Mütter die Verant-
wortung stemmen.

Alleinerziehende stehen vor be-
sonderen Herausforderungen. Viele 
springen permanent zwischen Kin-
dererziehung, Haushalt und Arbeit 
hin und her. So arbeiten fast 60 Pro-
zent der alleinerziehenden Mütter, 
42 Prozent davon in Vollzeit. Aller-
dings spielt das Alter der Kinder 
eine große Rolle (Grafik):

Je älter der Nachwuchs, desto mehr 
und länger gehen Alleinerziehende 
arbeiten.

Dabei würden viele Alleinerzie-
hende gerne nicht nur früher in den 
Job einsteigen, sondern ihm auch 
mehr Zeit widmen, wenn es eine 
entsprechende Betreuung für die 
Kinder gäbe. Das zeigen Berech-
nungen des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW). Besonders 
stark ist dieser Effekt bei Alleiner-
ziehenden mit unter dreijährigen 
Kindern: Bei ausreichenden 

Lohnpolitik. 
Moderate Lohnzu-
wächse haben für 
mehr Jobs gesorgt 
und den Konsum 
angekurbelt.	
Seite 3

Italien. Sollte sich 
die Krise verschärfen, 
könnte der Staat auf 
die sehr hohen Privat
vermögen seiner Bür-
ger zurückgreifen.	
Seite 4

Fachkräfteengpässe. 
Besonders viel qualifi-
ziertes Personal fehlt 
bei Jobs, die eine ab-
geschlossene Berufs-
ausbildung erfordern.	
Seite 5

Kommunale 
Haushalte. Die 
finanzielle Lage 
der Städte und Ge-
meinden ist besser 
als vermutet.	
Seite 6

Standort 
Deutschland. 
Viele Firmen kriti-
sieren die starke 
umweltpolitische 
Regulierung.	
Seite 7

„Familie ist da, wo Kinder sind“, 
hat der ehemalige Bundespräsident 
Horst Köhler mal gesagt. Statistisch 
betrachtet sieht das so aus: Es gibt 
in Deutschland 8,1 Millionen Fami-
lien mit minderjährigen Kindern, 
von denen die meisten (72 Prozent) 
bei ihren verheirateten Eltern auf-
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Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel 

Alleinerziehende: Was Kinderbetreuung bewirkt
So viel Prozent der 
Alleinerziehenden ...

mit Kindern im Alter
unter drei Jahren

 mit Kindergarten-
kindern

mit Schulkindern im
Alter bis zwölf Jahre

... sind erwerbstätig

... wären erwerbs-
tätig, wenn es 
eine Ganztags-
betreuung für 
alle Kinder gäbe 

davon
in Teilzeit
in Prozent

32

69 68
73

69

79

61 78
67

63

61

83

Ganztag zahlt sich aus

Kreuzfahrten. 
Urlaube auf See 
sind beliebter 
denn je – die 
Branche verzeich-
net Umsatzrekorde.
Seite 8
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Außerdem müssten die Alleinerzie-
henden ihre Erwerbstätigkeit nicht 
mehr so lange bzw. so häufig wie 
bisher unterbrechen. Das steigert 
ebenfalls die Einkommen und würde 
dem Fiskus 2015 rund 80 Millionen 
Euro zusätzlich bescheren, 2025 so-
gar fast 350 Millionen Euro. 

•	 Geringere Sozialausgaben. Auf-
grund der verstärkten Erwerbsbetei-
ligung der Alleinerziehenden würden 
die an sie gezahlten Sozialleistungen 
sinken – pro Jahr könnten dadurch 
440 Millionen Euro gespart werden.

•	 Sinkende Kosten für Nachqualifi-
zierung. Da die frühkindliche För-
derung langfristig bessere Bildungs-
laufbahnen ermöglicht, müssten 
weniger Jugendliche teure Qualifizie-
rungsprogramme durchlaufen. Ab 
2020 ließen sich dadurch 300 Milli-
onen Euro jährlich sparen.

Unterm Strich rechnet sich somit 
der Ausbau der Kinderbetreuung: 
Die kumulierten Mehrausgaben ei-
ner flächendeckenden Ganztagsbe-
treuung für Kinder von Alleinerzie-
henden werden voraussichtlich zwi-
schen 2030 und 2035 durch die bis 
dahin aufgelaufenen zusätzlichen 
Steuereinnahmen bzw. niedrigeren 
Sozial- und Qualifizierungsausgaben 
gedeckt. Langfristig stünden den 
Kosten für den Ausbau der Kinder-
tagesstätten und Ganztagsschulen 
für den Nachwuchs von Alleinerzie-
henden sogar höhere staatliche Ein-
nahmen gegenüber.
 

Ein flächendeckendes Ganztags
angebot für den Nachwuchs Allein-
erziehender kostet die öffentliche 
Hand zusätzlich 2,4 Milliarden Euro 
jährlich. Das ist viel Geld. Dennoch 
wäre es gut angelegt.

•	 Höhere  Einkommen. Die finanzi-
elle Situation der Alleinerziehenden 
würde sich verbessern, weil mehr von 
ihnen die Möglichkeit hätten, ar-
beiten zu gehen. Wirtschaftliche Ar-
mut ist bei alleinstehenden Eltern-
teilen mit kleinen Kindern deutlich 
enger an die Beschäftigungssituation 
gekoppelt als bei Elternteilen, die in 
einer Paarbeziehung leben (Grafik). 
So ist mehr als die Hälfte der nicht 
erwerbstätigen Alleinerziehenden 
von Armut bedroht, bei den Paarfa-
milien sind es nur 14 Prozent.

Eine Arbeit ist deshalb für Allein-
erziehende der beste Schutz vor Be-
dürftigkeit:

Nur 5 Prozent der Alleinerziehen-
den mit einem Vollzeitjob sind ar-
mutsgefährdet.

•	 Höhere Steuereinnahmen. Wenn 
Alleinerziehende vermehrt arbeiten 
gehen könnten, ergäben sich zusätz-
liche Einnahmen für die öffentliche 
Hand in Höhe von 1,4 Milliarden 
Euro jährlich in Form von Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträgen. 

Ganztagsbetreuungsmöglich-
keiten würde sich deren Beschäf-
tigtenquote von 32 auf 69 Prozent 
mehr als verdoppeln. Auch die Zahl 
derer, die Vollzeit arbeiten gehen, 
nähme zu:

Bei einem flächendeckenden Ange-
bot an Ganztagsbetreuung würde die 
Zahl der alleinerziehenden und Voll-
zeit arbeitenden Mütter mit Kindern 
zwischen einem und zwölf Jahren um 
mehr als 84.000 Personen steigen.

Die Zahl der Alleinerziehenden in 
Teilzeit würde sich um annähernd 
26.000 erhöhen.

Vom längeren Kita-Besuch würde 
auch der Nachwuchs profitieren: 
Kinder, die bereits im Krippenalter 
betreut werden, dann einen Ganz-
tagskindergarten besuchen und an-
schließend in der Grundschule von 
einer Ganztagsbetreuung profitieren, 
haben statistisch betrachtet bessere 
Chancen, den Übergang auf  das 
Gymnasium zu schaffen, als Kinder, 
die mehr Zeit zu Hause verbringen. 
Aktuell gehen im Schnitt 36 Prozent 
der Kinder von Alleinerziehenden 
auf ein Gymnasium. Bei Nutzung 
aller Betreuungsmöglichkeiten bis 
zur vierten Grundschulklasse würde 
sich dieser Anteil nach IW-Berech-
nungen auf 62 Prozent erhöhen.
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Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel 

Alleinerziehende: Vollzeit schützt vor Armut
So viel Prozent eines Elternteils mit Kindern bis zu zwölf Jahren ist armutsgefährdet, wenn er ...

 Vollzeit-
beschäftigt

Teilzeit-
beschäftigt

geringfügig
beschäftigt

nicht
erwerbstätig

arbeitslos
gemeldet

… alleinerziehend ist … in einer Paarbeziehung lebt

5,2

3,3

19,6

5,2

31,6

7,7

52,0

14,4

55,8

33,8

Information

Gutachten

Christina Anger und andere: Gesamtwirt-
schaftliche Effekte einer Ganztagsbetreuung 
von Kindern von Alleinerziehenden, IW-Studie 
in Kooperation mit dem Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
sowie dem Deutschen Roten Kreuz 
www.iwkoeln.de/gutachten



Neue Jobs kurbeln Konsum an

Lohnpolitik. Die moderaten Lohnzu-
wächse der vergangenen Jahre haben 
die internationale Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands gestärkt und so für 
mehr Jobs gesorgt. Dies hat den pri-
vaten Konsum befördert.

Die deutsche Lohnpolitik gerät 
immer wieder ins Kreuzfeuer der 
Kritik. Mancher aus- und inlän-
dische Politiker meint, die Lohnzu-
rückhaltung führe letztlich dazu, 
dass deutsche Unternehmen mit zu 
billigen Exporten die ausländische 
Konkurrenz auf den internationalen 
Märkten verdrängen würden. Die 
hiesige Lohnpolitik sei demzufolge 
für die Außenhandelsdefizite vieler 
Länder mitverantwortlich. Zudem 
lähme das geringe Lohnwachstum 
hierzulande die private Konsum-
nachfrage und schmälere so die Ab-
satzchancen ausländischer Anbieter 
auf dem deutschen Markt.

Tatsächlich hat sich die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
seit dem Jahr 2000 fast stetig verbes-
sert. Die gesamtwirtschaftlichen 
Lohnstückkosten stiegen seither pro 
Jahr um rund 0,2 Prozent, während 
sie in den anderen Euroländern im 
Schnitt um 1,7 Prozent zulegten (vgl. 
iwd 3/2012).

Eine verbesserte Wettbewerbsfä-
higkeit muss aber nicht zwangsläufig 
mit einer schwachen Konsumnach-
frage einhergehen. Diese wird näm-
lich nicht allein durch die direkte 
Lohnentwicklung, sondern auch 
mittelbar durch zwei weitere Fak-
toren beeinflusst:

1. Hoher Anteil an Industrie-
beschäftigten. In Deutschland arbei-
tet laut Arbeitskräfteerhebung jeder 

dritte Beschäftigte in der Industrie. 
Der Anteil ist damit um das 1,2-fache 
höher als in Frankreich und sogar 
um das 1,8-fache höher als im Ver-
einigten Königreich. Und Industrie-
arbeitsplätze werden hierzulande gut 
bezahlt:

Im Durchschnitt liegt der Brutto-
jahresverdienst eines Vollzeitbeschäf-
tigten in der Industrie um 6 Prozent 
höher als im Dienstleistungssektor.

Weil der Anteil der Vollzeitbe-
schäftigten in der Industrie zudem 
höher ist als im Dienstleistungssek-
tor und Vollzeitbeschäftigte im 
Schnitt je Stunde mehr verdienen als 
Teilzeitbeschäftigte, vergrößert sich 
diese Differenz auf bis zu 25 Prozent. 
Ein hoher Industriebeschäftigtenan-
teil stabilisiert mithin die Konsum-
nachfrage.

Ein Blick auf die Lohndynamik 
der vergangenen zehn Jahre bestätigt 
dies (Grafik): Die Bruttostunden-
löhne stiegen im Produzierenden 
Gewerbe um gut 26 Prozent, in den 
Dienstleistungsbereichen aber nur 
um 18 Prozent.

2. Beschäftigungsdynamik. Lohn-
zurückhaltung führt zu mehr Jobs. 
Mehr Jobs aber beflügeln den Kon-
sum stärker als Lohnzuwächse. Eine 
Erhöhung des Reallohns um 1 Pro-
zent hebt den privaten Konsum um 
0,21 bis 0,31 Prozent an; eine Erhö-
hung der Beschäftigung um 1 Pro-
zent steigert den Konsum dagegen 
um 0,35 bis 0,53 Prozent.

Statt über eine expansivere Lohn-
politik die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands zu gefährden und Ar-
beitsplätze aufs Spiel zu setzen, 
sollten die Tarifpartner alles dafür 
tun, die Beschäftigung zu sichern 
bzw. die Weichen für ein weiteres 
Jobwachstum zu stellen. Davon pro-
fitiert auch das Ausland – weil 
Deutschland mehr importiert.
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                       Hagen Lesch: Lohnpolitik
im Spannungsfeld außenwirtschaftlicher
Ungleichgewichte und volatiler Konjunktur
www.iwkoeln.de/trends
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Bruttolöhne: einschließlich Zuschlägen und Sonderzahlungen
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Lohnentwicklung: Industrie zieht davon
Bruttolöhne je Stunde 2000 = 100

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

100

110

120

126,3

118,0

Produzierendes Gewerbe ohne Bau
Dienstleistungen mit Bau und Landwirtschaft
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Monti macht’s

Italien. Auch wenn manche Reform 
noch in der Pipeline steckt und der 
Eifer nicht nachlassen darf – Italien ist 
auf einem guten Weg, sich aus der 
Krise zu befreien. Im Ernstfall hätte der 
italienische Staat sogar noch ein Ass 
im Ärmel – die sehr hohen Privatver-
mögen seiner Bürger.

Rekordzinsen, eine drohende Re-
zession – es ist gerade einmal drei 
Monate her, da stimmten manche 
Medien und Finanzmarkt-Akteure 
den Abgesang auf Italien an. Mitt-
lerweile sind jedoch viel freund-
lichere Töne zu hören. Die Liste der 
angegangenen Reformen ist lang 
und eindrucksvoll. Das ist vor allem 
Mario Monti zu verdanken, dem 
Chef  der bis 2013 amtierenden 
Übergangsregierung.

Die Konsolidierung der Staatsfi-
nanzen setzt zum einen auf der Aus-

gabenseite an: So bekommen die 
Provinzregierungen weniger Geld, 
die Renten sinken. Um zum anderen 
höhere Einnahmen in die Staatskas-
se zu spülen, wurden etwa die Mehr-
wertsteuer und Abgaben für Wohl-
habende erhöht, zum Beispiel auf 
Immobilien und Luxusgüter. 

Zudem lässt der Premierminister 
die Finanzämter stärker durchgrei-
fen, wenn es um Steuerhinterziehung 
geht – das beginnt bei Quittungen in 
Cafés und Restaurants und geht 
weiter mit der Kontrolle der Besitzer 
von Luxusautos. Nach einer Ver-
kehrskontrolle wird nun kurzerhand 
auch mal die Steuererklärung unter 
die Lupe genommen. 

Und das Wichtigste: Eine natio-
nale Schuldenbremse ist bereits so 
gut wie in der Verfassung verankert, 
es fehlt nur noch eine letzte Abstim-
mung. Die Schuldenbremse ver-

pflichtet auch künftige Regierungen, 
mittelfristig einen ausgeglichenen 
öffentlichen Haushalt zu erreichen. 

Doch Monti will nicht nur sparen, 
sondern zugleich für mehr Wachs-
tum sorgen. Dazu setzt er etwa auf 
Infrastrukturprojekte sowie auf 
Steuererleichterungen für Unterneh-
men, wenn sie Frauen und junge 
Menschen einstellen. Darüber hi-
naus stehen den Italienern zahlreiche 
Liberalisierungen ins Haus – von 
längeren Ladenöffnungszeiten über 
mehr Wettbewerb in freien Berufen 
bis hin zu einem weniger strikten 
Kündigungsschutz. Hier müssen den 
Worten aber auch entschiedene Ta-
ten folgen.

Die Finanzmärkte haben die 
Kursänderung der Regierung in 
Rom bereits belohnt: 

Die Zinsen auf zehnjährige italie-
nische Staatsanleihen sind kräftig 
gesunken – von zwischenzeitlich mehr 
als 7 Prozent Ende 2011 auf zuletzt 
um die  5 Prozent. 

Selbst wenn es wieder abwärts 
gehen sollte mit Bella Italia, gäbe es 
noch eine Reißleine. Denn die Itali-
ener haben ein sehr hohes Privatver-
mögen, mit dem sie zur Not ihrem 
Staat aus der Misere helfen könnten 
(Grafik): 

Das italienische Privatvermögen 
summierte sich 2010 auf 175 Prozent 
der Wirtschaftsleistung. 

Darauf könnte der italienische 
Staat im Fall der Fälle mit Vermö-
gensabgaben oder niedrig verzinsten 
Zwangsanleihen zugreifen. Auf die-
se Weise würde er die Staatsschuld 
stärker weg vom Ausland und den 
heimischen Banken auf die Vermö-
genden des Landes verlagern. 
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Privates Nettogeldvermögen: ergibt sich aus der Differenz von Forderungen und Verbindlichkeiten 
der privaten Haushalte und privaten Organisationen; Quelle: Eurostat

Italien: Viel Geld auf der hohen Kante 
Privates Nettogeldvermögen in Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2010
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Auch beruflich Qualifizierte sind rar

Fachkräfteengpässe. Die Ingenieur-
lücke kennt wohl mittlerweile fast jeder 
Zeitungsleser, denn wenn es um den 
Mangel an klugen Köpfen geht, stehen 
in der öffentlichen Diskussion die aka-
demischen Berufe im Vordergrund. 
Zahlenmäßig noch bedeutender sind 
jedoch die Engpässe bei Jobs, für die 
eine abgeschlossene Berufsausbildung 
nötig ist. Besonders davon betroffen 
sind kleine und mittlere Unternehmen.

Zwischen 30 und 40 Prozent der 
kleinen und mittleren Betriebe haben 
hierzulande große Probleme bei der 
Suche nach geeigneten Mitarbeitern, 
wie der Qualifizierungsmonitor des 
Instituts der deutschen Wirtschaft 
Köln zeigt. 

Von einem Engpass in einem Be-
ruf spricht man, wenn auf eine of-
fene Stelle höchstens drei statistisch 
erfasste Arbeitslose kommen – der 
Grund: Der Bundesagentur für Ar-
beit wird nur etwa jede dritte offene 
Stelle tatsächlich gemeldet. 

Nach dieser Definition gibt es der-
zeit acht Engpassberufe für Akade-
miker und sogar 46 für beruflich Qua-
lifizierte.

Letztere fehlen vor allem in ge-
werblich-technischen Jobs (Grafik). 
In den zehn Berufen mit den größten 
Engpässen kommt jeweils weniger 
als ein Arbeitsloser auf einen freien 
Arbeitsplatz. 

So stehen etwa 100 gemeldeten 
Stellen für Elektroinstallateure und 
Elektromonteure lediglich 41 Arbeits-
lose gegenüber. 

Auch die Zeit, die es durchschnitt-
lich dauert, bis eine offene Stelle 
wieder besetzt ist, liegt in dieser Be-
rufsgruppe mit 97 Tagen deutlich 

über dem Durchschnitt – im Mittel 
dauert es 70 Tage, um einen neuen 
geeigneten Mitarbeiter zu finden.

Die lange Suche macht vor allem 
kleinen und mittleren Unternehmen 
zu schaffen – denn in diesen Betrie-
ben sind die gewerblich-technischen 
Engpassberufe besonders stark ver-
treten. 

Rund 70 Prozent der Elektroinstal-
lateure und Elektromonteure und so-
gar 92 Prozent der Rohrinstallateure 
arbeiten in Unternehmen mit bis zu 
249 Beschäftigten. 

Gegenüber großen Betrieben ha-
ben die kleineren Firmen ohnehin 
schlechtere Karten beim Werben um 
gute Fachkräfte – Großunternehmen 
können die klugen Köpfe beispiels-
weise oftmals mit höheren Löhnen 
locken. 

Doch nicht nur der Installa-
teurmeister um die Ecke bekommt 
den Fachkräfteengpass zu spüren, 
sondern auch Krankenhäuser, Seni-
oren- und Pflegeheime sowie nieder-

gelassene Ärzte. Denn im Gesund-
heitssektor fehlt ebenfalls qualifi-
ziertes Personal, vor allem bei den 
Krankenschwestern, Pflegern und 
ähnlichen Berufen. Dies ist ange-
sichts des demografischen Wandels 
problematisch, schließlich wird es 
künftig immer mehr ältere, pflegebe-
dürftige Menschen geben. 
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6660474341

 Elektro-
installateure/

-monteure

 Rohr-
installateure Fräser Dreher

 Kranken-
schwestern/

-pfleger, 
Hebammen

8583808073

 Kunststoff-
verarbeiter

 Kraftfahr-
 zeuginstand-

setzer

 Rohrnetz-
bauer,

Rohrschlosser

 Werkzeug-
macher

Schweißer, 
 Brenn-

schneider

Ursprungsdaten: Bundesagentur für Arbeit

Wo die meisten Fachkräfte fehlen
Berufe für beruflich Qualifizierte
mit mindestens 1.000 Arbeitslosen 
im November 2011

Hilfe für die Kleinen
Um im Wettbewerb um gut qualifizierte 
Fachkräfte eine bessere Ausgangsposi-
tion zu bekommen, müssen kleine und 
mittlere Unternehmen ihre Personalar-
beit strategisch ausrichten – das reicht 
von der Anwerbung der neuen Mitar-
beiter über die Weiterqualifizierung 
bis hin zur Bindung ans Unternehmen. 
Unterstützung dabei bietet eine  
Website des Bundeswirtschaftsministe-
riums, www.kompetenzzentrum-
fachkraeftesicherung.de. Neben 
Daten zur Fachkräftesituation finden 
Personaler hier Handlungsempfeh-
lungen für die Personalarbeit sowie 
nachahmenswerte Praxisbeispiele.
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In besserer Verfassung
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Städte und Gemeinden:
Nicht unbedingt im Minus
Salden aus Einnahmen und Ausgaben der Kommunen 
in Milliarden Euro

Im Unterschied zur Finanzstatistik, die 
lediglich die Einzahlungen und Auszah-
lungen in den Haushalten bilanziert, 
schließen die Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen auch Vermögens-
änderungen und damit z.B. auch 
Investitionszuschüsse der Länder an 
die Betriebe der Kommunen ein.

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
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-2,1

-7,2
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0,8

-8,8

-2,9-2,2
Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen
Finanzstatistik

Kommunale Haushalte. Städte und 
Gemeinden haben seit der Wiederver-
einigung in ihren Haushalten insge-
samt 54 Milliarden Euro Miese ge-
macht. Rechnet man jedoch Vermö-
gensveränderungen – wie sie etwa 
durch städtische Betriebe entstehen –  
hinzu, wendet sich das Blatt und es 
bleibt ein stattlicher Überschuss.

Wer ein Haus kauft, hat danach 
meist ein leeres Bankkonto oder so-
gar Schulden. Doch dem Minus steht 
der Wert der Immobilie gegenüber. 
Ähnlich ist es mit den kommunalen 
Haushalten: Fast alle sind chronisch 
klamm, doch bei genauerem Hinse-
hen gibt es einiges an Vermögen. 
Dies liegt an unterschiedlichen Re-
chenmethoden (Grafik): 

Die Finanzstatistik erfasst die 
Haushaltsrechnungen der Kommu-
nen. Dabei werden lediglich die Ein-
zahlungen – also etwa Einnahmen 
aus Gebühren und Steuern – den 
Auszahlungen für Beschäftigte oder 
Schwimmbäder gegenübergestellt.

Die Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) beziehen auch die 
Vermögensänderungen in den Haus-

halt ein; damit werden z.B. Investi-
tionen der Kommunen in ihre Be-
triebe als zusätzliches Vermögen 
mitgezählt. Das Statistische Bundes-
amt ermittelt so das Defizit der Ge-
bietskörperschaften. 

Die VGR berücksichtigen darüber 
hinaus noch sogenannte Sonderver-
mögen und Sonderrechnungen. 
Dazu zählen z.B. Eigenbetriebe wie 
die städtischen Wasserversorger, 
kommunale Krankenhäuser oder 
Verkehrsbetriebe. Solche – zumeist 
großen – Vermögen oder Betriebe 
haben eine eigenständige Buchfüh-
rung und erscheinen deshalb nicht 
im Haushalt einer Kommune. Trotz-
dem gehören sie rechtlich uneinge-
schränkt der Gemeinde oder Stadt. 

Wegen dieser Unterschiede wei-
chen die Finanzierungssalden in der 
Finanzstatistik und den VGR stark 
voneinander ab. Ein Beispiel: Ver-
kauft eine Kommune ihre Stadtwer-
ke, sinkt zwar das Defizit in der Fi-
nanzstatistik, nicht aber in den VGR, 
denn das Vermögen bleibt konstant. 
Erhält die Kommune Zuschüsse für 
ihre Verkehrsbetriebe, sinkt lediglich 
ihr Defizit in den VGR; für die Fi-

nanzstatistik existiert der Betrieb 
sozusagen nicht. Allein von 2006 bis 
2010 haben die Kommunen aber In-
vestitionszuschüsse in Höhe von ins-
gesamt 14,5 Milliarden Euro für ihre 
Sondervermögen erhalten.

Seit 1991 hat sich die Differenz 
zwischen den Finanzierungssalden der 
Finanzstatistik und der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen auf 
60 Milliarden Euro summiert – den 
VGR zufolge haben die Gemeinden in 
diesem Zeitraum einen Überschuss 
von 6 Milliarden Euro erzielt.

Zwar nutzen die Vermögen wenig, 
wenn Kindergärten oder Büchereien 
finanziert werden müssen – schließ-
lich kann man sie nicht jederzeit 
flüssigmachen. Gleichwohl sind die 
Kommunen keinesfalls pleite, son-
dern erzielen etwa aus den Versor-
gungsbetrieben erhebliche Einnah-
men und bauen so Vermögen auf. 
Dieses mag zwar zwischen den Städ-
ten und Gemeinden sehr ungleich 
verteilt sein. Dann sollten sie aber die 
Verteilungsschlüssel für den kommu-
nalen Finanzausgleich ändern, an-
statt mehr Geld vom Bund oder von 
den Ländern zu verlangen.

 



Zwiespältige Rolle der Politik

Standort Deutschland. Wie Unter-
nehmen einen Standort bewerten, 
hängt nicht nur von den Arbeitskosten 
oder der verfügbaren Infrastruktur ab, 
sondern auch von Umweltaspekten. 
Viele Firmen begrüßen es, dass das 
Thema Ökologie bei Mitarbeitern und 
Kunden in Deutschland einen hohen 
Stellenwert hat. Die relativ starke um-
weltpolitische Regulierung wird von 
der Mehrheit der Unternehmen jedoch 
kritisch gesehen.

Um genau herauszufinden, wie 
die Unternehmen die Bedeutung 
umweltbezogener Faktoren für ihre 
Wettbewerbsfähigkeit einschätzen, 
hat das Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln (IW) im Januar dieses 
Jahres 181 Fachleute befragt.

Der größte Pluspunkt ist demnach 
die eigene Belegschaft (Grafik):

Rund 90 Prozent der Experten 
sehen im Umweltbewusstsein der Mit-
arbeiter einen Standortvorteil.

Der Grund liegt nahe: Eine Firma 
beispielsweise, die den Energiever-
brauch in der Produktion senken 
will, wird dieses Ziel umso leichter 
erreichen, je besser die Beschäftigten 
mitziehen.

Den Unternehmen kommt dabei 
nach eigenem Bekunden auch das 
große Umwelt-Know-how zugute, 
über das zum Beispiel deutsche In-
genieure verfügen.

Sieben von zehn befragten Um-
weltexperten heben positiv hervor, 
dass die hiesigen Kunden den Ein-
satz der Unternehmen für ökolo-
gische Belange honorieren. So ach-
ten die Verbraucher stark auf Um-
weltsiegel – und kaufen bei gleichem 
Preis bevorzugt die Produkte jener 

Firmen, die die entsprechenden 
Standards erfüllen.

Geteilter Meinung sind die Exper-
ten dagegen, wenn es um die Rolle 
des Staates geht. Auf der einen Seite 
stellt etwas mehr als die Hälfte der 
Befragten der staatlichen Förderpo-
litik im Umwelt- und Energiebereich 
ein gutes Zeugnis aus. Die öffent-
liche Hand hat verschiedene Pro-
gramme aufgelegt, um Umwelttech-
nologien am Markt einzuführen – 
ein prominentes Beispiel hierfür ist 
die umstrittene Förderung der So-
larenergie.

Zudem unterstützt der Staat die 
deutsche Wirtschaft im internatio-
nalen Wettbewerb. So treibt die Po-
litik die Elektromobilität voran und 
hilft damit den hiesigen Automobil-
bauern, mit innovativen, umwelt-
schonenden Fahrzeugen neue Ex-
porterfolge zu erzielen.

Auf der anderen Seite fühlt sich 
die Wirtschaft durch die staatliche 
Umweltbürokratie beeinträchtigt:

Mit 63 Prozent hält eine deutliche 
Mehrheit der befragten Umweltex-
perten die relativ lange Dauer um-
weltbezogener Genehmigungsverfah-
ren in Deutschland für einen klaren 
Standortnachteil.

Dabei dürften die Unternehmen 
vor allem Verkehrsprojekte im Blick 
haben, deren Realisierung sich hier-
zulande oft über viele Jahre hinzieht. 
Ein leistungsfähiges Verkehrsnetz ist 
jedoch für die Logistik der Firmen 
unabdingbar.

Auf Kritik stößt auch, dass von 
der Europäischen Union erlassene 
Umwelt-Richtlinien hierzulande oft 
strenger umgesetzt werden als in 
anderen EU-Ländern – etwa wenn 
es um das Recyceln von und den 
Umgang mit Sonderabfällen geht.
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Rest zu 100: neutrale Bewertung; Befragung von 181 Umweltexperten aus 
der Wirtschaft im Januar 2012; Quelle: IW-Umweltexpertenpanel 

Standort Deutschland: 
Umweltbewusstsein ist ein Pluspunkt
So viel Prozent der Umweltexperten sehen in diesen Aspekten für ihre Standorte 
in Deutschland einen … 

Umweltbewusste 
Mitarbeiter 90
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... Vorteil ... Nachteil

Umwelt-Know-how 
vor Ort

Umweltbewusste 
Kunden
Umwelt- und energie-
bezogene Förderpolitik
Gefahrenpotenzial durch 
Umweltkatastrophen

Umweltbewusste 
Anwohner
Umweltbezogene 
Regulierung

Energiekosten

Dauer von Genehmi-
gungsverfahren
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Mehr Meer

Bis weit ins 20. Jahrhundert waren Passa-
gierschiffe vornehmlich im Linienverkehr 
unterwegs – auf der Route über den At-
lantik reisten vor allem Auswanderer aus 
Europa, die ihr Glück in Amerika suchten. 
Allerdings waren die Überfahrten im 
Winter gefährlich, sodass zu wenige 
Tickets verkauft wurden und die Schiffe 
ungenutzt im Hafen blieben. Schon 1891 
hatte Albert Ballin, Direktor der Hapag-
Reederei, daher die Idee, stattdessen 

Vom Linienverkehr zur Kreuzfahrt
Vergnügungsreisen z.B. in den Orient 
anzubieten. 
Zunächst waren diese Kreuzfahrten nur 
den sehr Wohlhabenden vorbehalten. 
Doch als etwa ab den 1960er Jahren das 
Passagierflugzeug den Linienschiffsverkehr 
zunehmend unrentabel machte, griffen im-
mer mehr Reedereien auf Ballins Konzept 
zurück. Damit wurde aus dem elitären 
Kreuzfahrterlebnis ein Urlaubsangebot für 
große Teile der Bevölkerung. 
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Quelle: Deutscher ReiseVerband

Kreuzfahrten: 
Umsätze rauf, 
Preise runter

Passagiere aus
Deutschland

Durchschnittliche 
Ausgaben je 
Passagier in Euro

Umsatz mit 
Hochseekreuz-
fahrten deutscher 
Passagiere in 
Milliarden Euro

1.400.000700.000 750.000 900.000 1.000.000 1.200.000
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zwischen 1990 und 2010 die Zahl 
aller Kojen auf den Kreuzfahrtschif-
fen mehr als verdreifacht – auf über 
400.000. Der Umsatz ist entspre-
chend gewachsen (Grafik):

Allein die deutschen Passagiere, 
die auf Hochseekreuzfahrt gingen, 
bescherten der Branche im Jahr 2011 
Einnahmen von rund 2,4 Milliarden 
Euro – gegenüber knapp 1,4 Milliar-
den Euro fünf Jahre zuvor.

Kreuzfahrten sind die am 
schnellsten wachsende Sparte im 
Tourismus. Für die Urlauber bedeu-
tet dies sinkende Preise. Entspre-
chend waren 2010 bereits 1,2 Milli-
onen Passagiere aus Deutschland 
auf den Weltmeeren unterwegs. Da-
mit belegten die Bundesbürger in 
Europa hinter den Briten (1,6 Milli-
onen Passagiere) und vor den Itali-
enern (890.000) Rang zwei.

Kreuzfahrten. Urlaube auf See sind 
beliebter denn je – die deutsche Kreuz-
fahrtbranche ist in den vergangenen 
Jahren von Umsatzrekord zu Umsatz-
rekord geschippert. Das wachsende 
Angebot macht Schiffsreisen auch für 
Normalverdiener erschwinglich.

Am 15. April 1912 sank mit der 
Titanic das zur damaligen Zeit zweit-
größte Schiff der Welt – fast genau 
100 Jahre später stand die Havarie 
der Costa Concordia auf allen Ti-
telseiten. Doch auch das jüngste 
Unglück und alle Diskussionen über 
Sicherheitsprobleme und Kapitäns-
fehler dürften am Boom der Kreuz-
fahrtbranche (Kasten) auf längere 
Sicht kaum etwas ändern. Das ge-
genwärtig größte Kreuzfahrtschiff, 
die Allure of the Seas, ist 361 Meter 
lang – fast 100 Meter länger als die 
Titanic –, 66 Meter breit und bietet 
5.400 Passagieren Platz. Da auch die 
Zahl der schwimmenden Städte ste-
tig gestiegen ist, hat sich weltweit 


